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Bericht
über

die Verhandlungen
der

zweiten Versammlung des XIV. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Sechste Sitzung.
Oldenburg , den 10 . April 1865.  Bormittags 11 Uhr.

Tagesordnung : 1) Bericht des Petitionsausschusses über verschiedene Petitionen.
2) Bericht des Eisenbahnausfchufses, betreffend Hochbauten zu Hude, Delmenhorst und Huchting und Pe¬

titionen betreffend.
3) Bericht des Finanzausschusses, betreffend

n) Nachbewilligung zu den Baukosten einer Mädchenschule in Eutin.
») Anstellung eines zweiten Geistlichen für die Strafanstalt in Vechta.

o) die höhere Privatlehranstalt in Oberstein.
st) Geldbewilligung zum Durchstich der Buttelcr Hörne,
o) Staatsstraßen im Fürstenthnm Birkenfeld.
f) Zuschuß zu den Kostend?r landwirthschaftlicheu Lehranstalt in Cloppenburg.

Vorsitzender : Präsident Becker.

Am Ministertisch: Staatsminister v. Berg  und Reg.-

Commissair Buche ltz.
Der Schriftführer Abg. Bartel  verliest das Protokoll

der vorigen Sitzung) dasselbe wird genehmigt.
Eingänge: Petition des Gemeinderathö zu Scharbeutz, betr.

Kosten des Schneeschaufelns.
Der Vorsitzende bemerkt, es fei in dieser Eingabe die

Bitte gestellt, der Staat möge das Schnecschaufelnentweder
selbst besorgen oder doch Vergütung dafür leisten. Er lasse

die Eingabe an den Petitionsausschuß gehen für den Fall, daß
dieser überhaupt noch Zeit finde, sich mit derselben zu befassen.

Erster Gegenstand der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Eisenbahnausschusses über die

Petitionen:
1) des Amtsraths des Amts Berne,
2) des Amtsraths des Amts Elsfleth, '
3) deS Amtsraths des Amts Brake,
4) des Amtsraths des Amts Ovelgönne,
5) des Gemeinderaths der Landgemeinde Elsfleth,
6) des Gcmeindcraths der Gemeinde Rodenkirchen,

betreffend die Erbauung einer Eisenbahn von Hude nach Brake.
Der Vorsitzende bemerkt, daß die von dem Eisenbahnaus¬

schuß zu erstattenden Berichte sich nur auf den Theil der
Petitionen erstrecken, welcher auf Erbauung der Zweigbahn

Hude-Brake gerichtet sei) sofern sich dieselben auf Erbauung
einer Brücke zu Huntebrück bezögen, seien die Petitionen dem

Finanzausschuß übergeben. — Nach dem bisher beobachteten
Verfahren gebe er, da nur Anträge zu mündlichen Berichten
Vorlagen, zunächst den Berichterstattern das Wort und zwar
znvöroerst dem Berichterstatter der Minderheit.

Abg. Graepel als Berichterstatter bezw. Antragsteller
deö MindcrhcitSantrags : Die Petitionen feien alle darauf ge¬

richtet, daß der Bau der Unterwescrbahn sofort mit der Bremen-
Oldenburger Bahn iu Angriff genommen werde. Die Peti¬
tionen, auf deren Inhalt er um so weniger naher einzngehen

brauche, als die ausführlichste derselben, die des Amtsraths
des Amtes Brake, in geduckten Exemplaren unter den Abge¬

ordneten verthcilt sei, gingen wie die früheren Gesuche in die-

l ser Angelegenheit dahin , daß im Interesse des Landes der
! Bau der Eisenbahn an der Unterweser sofort in Angriff zu

! nehmen fei. Da der Landtag sich im vorigen Jahre mit

^ großer Majorität hiergegen erklärt habe und eine neue Vor-
! läge der Staatsregierung nicht vorliege, müßten die Petitionen,
! sofern sie den gleichzeitigen Bau der Unterweserbahn mit der

Strecke Oldenburg-Bremen herbeizuführen wünschten, erfolglos
seien. Von seinem Standpunkt könne er mm aber nicht dafür
stimmen, daß über die Petitionen einfach zur Tagesordnung
übergegangen werde, sondern er habe einen Antrag stellen zu
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müssen geglaubt, dieselben wenigstens znr Berücksichtigung zu
empfehlen. Es sei allerdings nicht seine Meinung, daß die
Staatsregieruug nicht auch ohne einen solchen Ausspruch der
Landesvertretung dieser wichtigen Angelegenheitdie ihr ge¬
bührende Berücksichtigung werde angedeihen lassen, im Gegen-
theil sei er überzeugt, daß es der Staatsregieruug mit dem
Bau jener Bahn Ernst sei und er hoffe daß dieselbe ihren
desfälligen Antrag bei dem nächsten'Landtag mit besserem
Erfolge erneuern werde; sein Wunsch sei gegenwärtig nur, daß
der Landtag anerkenne, daß die dringenden Klagen, Bitten und
Befürchtungen der Petenten wenigstens der Berücksichtigung
Werth seien. Die Mehrheit des Ausschusses mache geltend,
daß die Sachlage seit dem vorigen Landtage im Wesentlichen
dieselbe geblieben sei, er müsse aber behaupten, daß sich die¬
selbe seitdem leider erheblich zum Nachtheil verändert habe.
Die Petition des Amtsraths Brake führe den Beweis, daß
Handel und Schifffahrt sich unserem Lande mehr und mehr
entzögen und sich dem Nachbarlande znwendeten, mit dem wir,
ohne wie dieses eine Eisenbahn in Verbindung mit der Wasser¬
straße zu besitzen, nicht konknrriren könnten. Es sei beispiels¬
weise angeführt: der Handel mit Petroleum und Kohlen, das
ganze Speditionswesen, welche früher für die Häfen der Un¬
terweser von so starker Bedeutung gewesen, hätten sich bereits
auf fast Nichts reduzirt. Trotz des neuen Hafens in Brake
nehme der Handel dort von Jahr zn Jahr ab, während er
im Nachbarlande im Steigen begriffen sei. Würden unsere
Häfen nicht bald durch eine Eisenbahnverbindung in Stand
gesetzt, mit denen des "Nachbarlandes zu konknrriren, sie wür¬
den in kurzer Zeit verkümmern. Solche Thatsachen seien doch
gewiß einer Berücksichtigung werth. Schließlich müsse er noch
konstatiren, daß jetzt auch eine Petition des Amtsraths von
Ovelgönne vorliege, ein erfreuliches Zeichen, daß im Lande
und namentlich im Butjadingerlande die Bedeutung der Untcr-
weserbahn mehr und mehr anerkannt würde. Er beantrage:

diese Petitionen der Großherzoglichen Staatsregieruug
zur Berücksichtigung zu empfehlen.

Abg. Hullmann als Berichterstatter der Mehrheit:
Er habe die Mehrheit zu vertreten, welche die Tagesordnung
beantrage, in der doppelten Erwägung, einmal daß sich die
Sachlage seit dem vorigen Jahr im Wesentlichen nicht geändert
habe und dann daß eine neue Vorlage nicht gemacht sei. Als
sich im vorigen Landtage die Mehrheit gegen die Erbauung
der Bahn Hude-Brake erklärt habe, wäre dieselbe nach ihren
Motiven in zwei Theile zerlegbar gewesen, die Einen, die über¬
all das Unternehmen nicht gewollt, weil sie nicht geglaubt,
daß dasselbe im Interesse des Landes liege; die Anderen, die
sich gefreut, daß wenigstens die Oldenburg-Bremer Bahn zu
Stande komme und um deßwillen ans die Hude-Broker Bahn
zur Zeit verzichtet hätten, deren Aufschub sie nicht für so be¬
denklich gehalten, daß sie nicht eine kräftigere Unterstützung
der einen Linie durch Aufgeben der zweiten für gerechtfertigt
gehalten. Wenn nun gegenwärtig für die Zweigbahn petitionirt

Berichte. XIV.  Landtag  2te Versammlung.

werde, sMsei dies ohne Erfolg, sofern es sich um die augen¬
blickliche Inangriffnahme derselben handele. Der Landtag eile
seinein Ende entgegen, eine Vorlage sei nicht gemacht, werde
auch ohne Zweifel nicht mehr gemacht werden und der Land¬
tag werde eine Vorlage in seiner gegenwärtigen Versammlung
auch nicht Hervorrufen wollen. Wenn wir diesem gegenüber
fragten, was der Minderheitsantrag wolle, so kämen streng
genommen einige Petitionen, wie die aus Berne und Elsfleth,
die eine Vorlage voraussetzten, eigentlich gar nicht in Betracht;
davon abgesehen, sei der nächste Zweck, bei der Regierung den
Sinn für das Unternehmen zu stärken, also eine Vorlage durch
das Ersuchen zu beschleunigen. Dazu  zu wirken bedürfe es
aber weder der Petitionen, noch eines Ersuchens seitens des
Landtags; die Staatsregierung interessire sich für die Unter¬
weserbahn gewiß lebhafter als die Mehrheit des Landtags.
Der einzige Zweck, den der Minderheitsantrag also erreichen
könne, sei der einer Demonstration, daß der Landtag sich in
dieser Frage anders ansspreche als früher. Ein solcher Aus¬
fall könne vielleicht die Petenten beruhigen, materiell sei der¬
selbe nutzlos. Wenn auch die Stimmung für die Hude-Braker
Bahn bei manchen Abgeordneten günstiger sei als im vorigen
Jahre und wenn er sich selbst zu diesen zähle, so erscheine es
doch zweckmäßiger, den Kampf bis dahin aufzuschieben, daß
die Staatsregierung mit einer Vorlage an den Landtag her¬
angetreten sei. Deßhalb sei dem Anträge die doppelte Erwä¬
gung vorangestellt und in dem Gedanken, daß die, welche den
Petitionen materiellen Erfolg wünschten, sich ebenfalls bei einer
in dieser Weise motivirten Tagesordnung beruhigen könnten.
Für die Einen passe der Grund, daß die Sachlage dieselbe
geblieben sei, für die Anderen die Erwägung, daß augenblick¬
lich eine Vorlage nicht gemacht sei. Demnach stelle die Mehr¬
heit den Antrag:

der Landtag wolle über diese Petitionen, in Erwägung:
daß seit den früheren in dieser Angelegenheit gefaßten
Landtagsbeschlüssen die Sachlage sich im Wesentli¬
chen nicht geändert hat,

auch seitdem von Großherzoglicher Staatsregierung
neue Vorlage im Sinne der Petenten nicht wieder
gemacht worden ist,

zur Tagesordnung übergehen.
Minister v . Berg : Wie dringend die Staatsregierung

den gleichzeitigen Bau der Hude-Braker Bahn mit der Olden¬
burg-Bremer Bahn gewünscht habe, werde aus den Verhand¬
lungen der vorigen Landtagsdiät erinnerlich sein. Die Staats¬
regierung sei auch jetzt noch überzeugt von der Nothwendigkeit
der Unterweserbahn; wenn sie bei unverändertem Standpunkt
mit einer neuen Vorlage nicht an den Landtag getreten sei, so
beruhe dies lediglich und allein in der ans den früheren Ver¬
handlungen geschöpften Ueberzeugung, daß der Zeitpunkt, um
bei dem Landtag mit einem Anträge durchzudringen, noch nicht
gekommen sei. Sowie begründete Hoffnung auf Erfolg bei
dem Landtage vorhanden sei, werde die Staatsregierung nicht
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zögern, von Neuem mit einer Vorlage hervorzutreten. Er
bezweifele nicht, daß, wenn jetzt der Beweis geliefert werde,
wie eine Dahn mit verhältnißmäßig geringen Mitteln herge¬
stellt werde, der Zeitpunkt bald eintreten müsse, wo die Staats¬
regierung auf eine Mehrheit im Landtage auch für die Fort¬
führung der Bahn nach Brake rechnen könne; augenblicklich
sei allerdings der geeignete Zeitpunkt noch nicht gekommen.

Abg. Strcrckerjan k-' Obgleich man so eben vom
Ministertische vernommen, daß auch ohne Impuls durch Be¬
schlüsse des Landtags der Broker Bahn seitens der Staatsre¬
gierung jede Berücksichtigung werde, so wolle er doch den
Minderheitsautrag empfehlen.

Ein derartiger Beschluß sei eben ein Ausdruck dem Lande
gegenüber, der in's Gewicht falle. So sehr er gewünscht habe,
daß die betheiligten Gegenden unseres Landes nicht in den
traurigen Zustand gerathen möchten, der von den Petenten
und von dem Abg. Graepel  geschildert sei; so sehr er wün¬
schen müsse, daß sie wenigstens vor weiterem Schaden behütet
werden möchten, so zuversichtlich hoffe er, daß, wenn der
Landtag jetzt die Nothwendigkeit deö Unternehmens anerkenne
(und inehr liege in dem Anträge nicht) der nächste Landtag
die Sache mit ganz anderen Augen ansehcn werde.

Der Mehrheitsantrag wird angenommen.
Zweiter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des

Finanzausschusses zu dem Schreiben der Staatöregiernng vom
24. März 1865, betreffend Nachbewillignng zu den Baukosten
der Mädchenschule in Eutin.

Ohne Debatte wird zunächst der Minderheitsantrag, die
bewilligten 2000 Thlr. bis zur Summe von 2500 Thlr. zu
erhöhen angenommen und sodann dem MehrheitSantrage ge¬
mäß die Bewilligung noch fernerer 300 Thlr. beschlossen.

Dritter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Fi¬
nanzausschusses, betr. Anstellung eines zweiten Geistlichen für
die Strafanstalt zu Vechta.

Minister v. Berft : Ein Theil des Ausschusses habe
sich dem Anträge der Staatsregiernng nicht ohne Bedenken
angeschlossen, sich hierzu aber doch bestimmt gesehen in der
Erwägung, daß das Bedürfnis; kein dauerndes sein werde.
Nur in Bezug auf diese Bemerkung habe er mn daS Wort
gebeten. Das Ziel der Staatsregiernng sei darauf gerichtet,
mit einem evangelischen Geistlichen in Vechta ausznreicheu und
sowie die Verhältnisse sich anderes gestalteten, werde sie dahin
wirken, daß nur ein besonderer Geistliche für die Strafanstalt
angestellt werde.

Der Ausschußantrag wird ohne weitere Debatte ange¬
nommen.

Vierter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Fi¬
nanzausschussesüber daS Schreiben Eroßh. Staatsregiernng
vom 29. März 1865, betreffend den Zuschuß zur höheren
Privatlehranstalt in Oberstein.

Der mit dem der Staatsregiernng übereinstimmende An¬
trag deö Ausschusses wird ohne Debatte angenommen.

Fünfter Gegenstand der Tagesordnung: Mündlicher Be¬
richt des Petitionsansschusses, betreffend eine Petition des all¬
gemeinen LehrervereinS für das Herzogthnm Oldenburg um
Erhöhung des Diensteinkommens der Lehrer:

Berichterstatter Abg. Eissel : Es sei eine Petition des
allgemeinen Lehrervereins des Herzogthnms Oldenburg wegen
Erhöhung des Diensteinkommens der Lehrer eingekommcn mit
dem Gesuche:

„Hoher Landtag wolle gelungen, daö zur Ausführung
seines Beschlusses vom 11. April 1864 Erforderliche
zu bewirken.

Der Beschluß des vorigen Landtags, auf den Bezug ge¬
nommen werde, gehe dahin:

„Die Petition der Großh. Staatsregierung mit dem
Ersuchen zu übergeben, ans eine baldige gründliche
Besserung unseres VolkSschnlwcsens, namentlich auch
durch größere Selbständigkeit der Schulgemeinden, ins¬
besondere bei Besetzung der LehrerstellÄi und Anbah¬
nung einer Erhöhung des DiensteinkommeS der Lehrer
ernstlich Bedacht zu nehmen."

Bei dieser Gelegenheit habe die Staatsregiernng folgende
Erklärung abgegeben:

„Der Gegenstand der vorliegenden Petitionen sei von
der Staatsregiernng bereits in die ernsteste Erwägung
gezogen und werde sie bestrebt sein, eine Verbesserung
des VolkSschnlwesenS überall, wo ein Bcdürfniß an¬
erkannt werden müsse, zunächst ans Grund der beste¬
henden Gesetzgebung hcrbeizuführen; dann aber auch,
wenn damit eine genügende Abhülfe nicht erreicht sein
sollte, aus eine genügende Aenderuug der Gesetzgebung
Bedacht zu nehmen."

Hieran anschließend habe das Old. Oberschnlkolleginm
in letzten Jahre die Aendernng getroffen, daß die Gehaltssätze
des Art. 37 deö Schulgesetzes sämmtlich aus das Maximum
gesetzt würden. Die Lehrer hielten diese Abhülfe nur für eine
scheinbare, indem den jetzigen Verhältnissen der normirte Satz
überall nicht entspreche; jene Verfügung aber für Viele keine,
für Manche eine geringe Verbesserung herbeigeführt, für Ein¬
zelne gar eine Verschlechterung zur Folge gehabt habe, so daß
sie gegen die scheinbare Gehaltsverbesseruug protestirt hätten.
Nach Ausführung der Petenten mache die ganze Sache den
Eindruck, daß durch scheinbare Verbesserung thatsächlich eine
Verschlechterung, verbunden mit einer Erleichterung der Staats¬
kasse zum Nachtheil der Gemeinden eingetrcten sei. Der Aus¬
schuß sei mit den Motiven der Petition einverstanden, nament¬
lich habe er sich von der Richtigkeit der Behauptung überzeugt,
daß eine Verschlechterung des Einkommens durch die Aeuderung
habe eintreten können und in einzelnen Fällen eingetreten sei.
Bei der Kürze der Zeit habe sich aber nicht übersehen lassen,
ob die Aendernng im Allgemeinen eine Verschlechterung für
die Lehrer sei. Dies müsse sich noch erst answeisen. Zn
einer gründlichen Prüfung dieser Frage bedürfe es einer sorg-
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fälligen Zusammenstellung und Vergleichung. Für den Fall,
daß sich ergebe, durch die Aenderung sei eine Gehaltsverbesse¬
rung, wie sie beabsichtigt worden, nicht erreicht, habe der Aus¬
schuß eine Gesetzäuderung empfehlen zu müssen geglaubt, und
zwar eine baldige. lieber die Wichtigkeit dieser Angelegenheit
brauche er keine Worte zu verlieren, bei der anerkannten großen
Bedeutung des Volksunterrichts und der Nothwendigkeit durch
entsprechendes Gehalt der Lehrern die ihnen gebührende Stel¬
lung zu geben. Durch ganz Deutschland werde es laut und
-allgemein anerkannt, daß die Volkslchrer zu schlecht besoldet
würden, um diejenige Stellung im Leben cinzuuehmen, die
ihrem Berufe zukomme; auch bei nuö sei eine gründliche Ab¬
hülfe geboten und beantrage der Ausschuß:

die Petition Großherzoglicher Staatsregieruug mit dem
dringenden Ersuchen zu übergeben, sofern die vom
Oberschulcollcgium auf Grund der bestehenden Gesetz¬
gebung im v. I . verfügten Gehaltserhöhungen sich als
eine allgemein genügende Aufbesserung der Lehrerstelleu
nicht ergeben sollte, durch Aenderung der Gesetzgebung
auf eine durchgreifende Erhöhung des Dieusteinkommens
der Lehrer baldigst Bedacht zu nehmen.

Abg. Rüdebusch : Er habe gewünscht, daß schon dem
gegenwärtigen Landtage Vorlage wegen gründlicher Verbesse¬
rung deS Diensteinkommens der Lehrer gemacht sei. Wo solle
es hinaus, wenn die ungünstigen pekuniären Verhältnisse von
der Ergreifung dieses wichtigen Berufes so abhielten, daß man
schon jetzt genöthigt sei, alle nur irgend Brauchbaren anzustellen
und selbst bei den bescheidensten Anforderungen dem Bedürfnisse
der Lehrkräfte nicht genügt werden könne.

Der Ausschußantrag wird angenommen.
Sechster Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Ei-

senbahnansschnsses, betr. die zum Bau der Eisenbahn von
Oldenburg nach Bremen erforderlichen Mittel.

Zu dem Anträge 1 erhält das Wort:
Minister v . Berg : Der AuSschnßantrag unterscheide

sich von dem der Staatsregieruug wesentlich darin, daß er die
erforderlichen Mittel nicht durch eine besondere Anleihe oder
durch Vermehrung der bewilligten Anleihe zur Verfügung stellen
wolle. Nach den Anträgen des Ausschusses müßten an der
nach dem früheren Kostenanschlag ermittelten Bedarfssumme
zu 1,945,405 Thlr. 195,405 Thlr. erspart werden. Ob eine
Ersparniß in solchem Umfange möglich sei, erscheine fraglich;
er hoffe indessen, daß mit den geringeren Mitteln ausgereicht
werde, könne dies aber durchaus nicht bestimmt in Aussicht
stellen, da die Differenz gar zu bedeutend sei. Die Staats¬
regierung habe bereits in der Vorlage dargelegt, wie sehr sie
bemüht sei, die Kosten zu ermäßigen, auch hier werde sie ver¬
suchen auszureichen, trete daher dem Ausschußantrag nicht
entgegen und bedürfe es somit keiner Abstimmung über den
weitergehendeu Antrag der Vorlage.

Der Ausschußantrag wird angenommen.

Antrag 2.
Minister v Berg : Diesen Antrag des Ausschusses

glaube er nicht bcvorwortcn zu können. Wenn mau sich der
früher» Vorlage erinnere und sich den Inhalt der Verhand¬
lungen vergegenwärtige, werde man die Veröffentlichung im
Interesse des Landes für wünschenswerth nicht halten können.
Er bäte, das Ersuchen nicht anzunehmen, die Staatsregieruug
werde schwerlich darauf eingehen, in seiner Person werde es
keine Unterstützung finden.

Abg. Graepel (Berichterstatter) : Der Antrag gehe nur
dahin, die Staatsregierung zu einer Veröffentlichung zu er¬
mächtigen und sie darum zu ersuchen. ES bleibe also dem
Ermessen der Staatsregieruug überlassen, ob und inwieweit
sie dein Ersuchen stattgeben wolle. Der Ausschuß sei nicht
in der Lage gewesen, das gesammte Material zu übersehen;
Einzelnes möchte allerdings zur Veröffentlichung nicht geeignet
erscheinen. Der Bericht schließe sich an den finanziellen Punkt
au und in diesem Theil der früheren Verhandlungen möchten
Gründe für fernere Geheimhaltung nicht liegen. Die Staats-
regiernng möge demnach eine geeignete Auswahl treffen.

Minister v . Berg : Die betreffenden Vorlagen und
Verhandlungen theilwcise, gewissermaßen mit Censurlücken, der
Oeffeutlichkeit zu übergeben, scheine ihm durchaus nicht geeignet;
seines Erachtens könne nur eine vollständige Veröffentlichung
oder eine vollständige Geheimhaltung in Betracht kommen.

Abg. Hullmann : Darr  den Ausschußalltragmit ge¬
stellt habe, halte er es für angemessen, die Erklärung abzuge-
bcn, daß er nach den Bemerkungen vom Ministertische die
Ansicht gewonnen habe, die Veröffentlichung unterbliebe besser
ganz und werde er daher gegen den Antrag stimmen.

Abg. Selkmann II- : Er verstehe nicht recht, ob der
Herr Berichterstatter den AuSschnßantrag fallen lasse oder
aufrecht halte; der Antrag laute allgemein, nach der Motiviruug
wünsche der Berichterstatter eine Veröffentlichung nur, soweit
keine Interesse entgcgenstehe. Darnach müsse er dem Bericht¬
erstatter anheim geben, den Ausschußantrag ganz fallen zu
lassen, oder einen modifizirten Antrag cinzubriugen.

Abg. Graepel (nach Schluß der Debatte) : Es scheine
ihm nicht ausgeschlossen, daß ein Theil der Verhandlungen,
die sich auf verschiedene Vorlagen bezögen, veröffentlicht, ein
Theil auch ferner geheim gehalten werde. Eine derartige
Sonderung des Materials habe mit Censurlücken keine Aehn-
lichkeit.

Der Ausschußautrag wird abgelehnt.
Siebenter Gegenstand der Tagesordnung: Mündliche Be¬

richte des Petitionsausschusses:
1) über die Petition des Gemeinderaths zu Steiufeld,

und der Fabrikanten und Gewerbetreibende» daselbst, betreffend
Wiederherstellung der alten Postspeditiou in Steiufeld.

Berichterstatter Abg. Lentz : Bon dem Gemeindcrath,
mehreren Fabrikanten und Gewerbetreibenden in Steinfeld sei
eine Petition um Wiederherstellungder Postspedition eingegau-
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gen . Petenten führten aus , daß in Stcinfeld länger als 40
Jahre eine Postspedition bestanden , daß dieselbe aber 1861

nach Lohne verlegt sei. Es werde dann zu begründen versucht,
daß die Wiederherstellung zweckmäßig und wünschenswerth sei;

Steinfeld habe 3000 Einwohner , drei Cigarrenfabriken , eine

Lederhandlung , — 400 Gemeindeangehörige seien zur See ab¬
wesend , so daß der Postverkehr nicht unerheblich sei. Dazu
komme , daß die Spedition , da die Poststraße durch den Ort

gehe , leicht und ohne große Kosten wiederhergestellt werden
könne und in Steiufeld billiger sein werde - als in Lohne . Dann

würden die Unbequemlichkeiten der jetzigen Einrichtung geschil¬
dert , ohne daß dieselbe näher beschrieben sei. Es scheine sich

im Ort ein Briefkasten zu befinden , auch Personen könnten
in die Post ausgenommen werden , und würden angekommene

Briefe durch einen Boten herumgebracht . Geldbriefe könnten
abgegeben werden , aber erst in Lohne werde ein Schein expe-

dirt , so daß diese Art der Versendung mit Weitläufigkeiten

und Gefahr verbunden sei. Auch die Aufnahme von Personen
gebe bei der jetzigen Einrichtung nur zu Mißtrauen Veran¬
lassung . Dem Ausschuß habe geschienen , daß die vorgebrachten
Gründe nicht unerheblich seien , er müsse indessen bekennen , daß

der Oberpostbehörde das beste Urtheil in dieser Sache zusiehe.
Unter diesen Umständen habe dem Ausschuß mit Bezugnahme
auf das vom vorigen Landtage allgemein gestellte Ersuchen,
mit der Einrichtung von Postspeditionen überall , wo der Ver¬

kehr es wünschenswerth erscheinen lasse , vorzugehen , der Antrag

gerechtfertigt geschienen.
der Landtag beschließe : die Petition unter Bezugnahme
auf den Beschluß des Landtags vom 7 . Januar 1864
(Verhandlungen des 14 . Landtags , Berichte S - 16
und 17 ) zur geeigneten Berücksichtigung au die Groß¬
herzogliche Staatsregierung abzugeben.

Minister v. Berg : Seit der Zeit , wo die Postspedition
in Steiufeld eingegangen sei, wären Eingaben um Herstellung
derselben bei der Oberpostbehörde und der Regierung eingc-
laufen . Das Ministerium habe diese Gesuche wiederholt ab¬

geschlagen , da die Verhältnisse die Wiederherstellung nicht

rechtfertigten . Die fortschreitende Organisation des Postwesens,

die auch vom Landtage wiederholt anerkannt sei , namentlich
die Durchführung des Instituts der Landbriefträger und die

Einrichtung neuer Course , hätten die Erwägung nothwendig

gemacht , die sehr verwickelte und kostspielige Einrichtung der
vielen Speditionen zu beschränken . Jede Spedition mache eine

besondere Verrechnung nothwendig und sei eben deßhalb mit
einem erheblichen Aufwand von Zeit und Geld verbunden.

Dreizehn Speditionen habe man aus diesem Grunde eingehen

lassen und unter diesen seien viele Orte , die jedenfalls nach

ihren Verkehrsverhältnissen ebenso viel Recht ans Wiederher¬

stellung einer Spedition hätten als Steinfeld . Wäre man da¬

her auf die Bitten Steinfelds eingegangen , so hatte die Ge¬
rechtigkeit die Wiederherstellung auch anderer Speditionen

gefordert . Dazu komme , daß eine Reihe von Orten , die nie

eine Spedition gehabt , ihre Verkehrsverhältnisse mit mehr
Grund geltend machen könnten als Steinfeld . Nach dem
Eingehen jener 13 Speditionen habe unser Land noch verhält-
nißmäßig mehr Speditionen als irgend ein Land des Postver¬
eins , da im Herzogthum auf 4900 Seelen schon eine Spedition
komme . Um dem Landtage einen Begriff von dem Steinfelder
Postverkehr zu geben , könne er anführen , daß nach stattgehabten
Erhebungen durchschnittlich täglich etwa 7 Briefe und etwa.

1 Paqnet abgingen und etwa 16 Briefe und etwa 2 Paquete
ankämen . Bei Benrtheilnng dieser Frage kämen aber nur die

abgehenden Sendungen in Betracht , da die ankommenden jetzt

ins Haus geliefert würden . Hiernach scheine es ihm nicht
wünschenswerth , daß den Steinfcldern durch Annahme des

Ausschnßantrags neue Grundlage für Gesuche gegeben werde.
Abg . Rüssel : Nach den Erklärungen vom Ministcrtische

werde das beantragte Ersuchen wenig Erfolg versprechen , er
müsse aber doch die Annahme des Antrags empfehlen . Als

eine gleiche Petition früher zu Sprache gekommen , sei hervor¬
gehoben , daß Steinfeld sich durch den langjährigen Besitz einer

Spedition an diese Bequemlichkeit gewöhnt und di : Aufhebung
um so empfindlicher fühlen müsse . Der gegenwärtige Verkehr
möchte allerdings gering sein ; er möchte aber wohl wissen,
ob derselbe erst durch Aufhebung der Spedition abgenommen
oder auch früher unbedeutend gewesen sei. Hierüber lägen
Erhebungen nicht vor ; er möchte aber wohl glauben , daß der

Verkehr sich eben durch die Aufhebung der Spedition verän¬
dert habe . Wäre eine Spedition vorhanden , so würden eben

nicht nur die Briefe ans Steinfeld durch dieselbe befördert
werden , sondern auch die auö den umliegenden Dörfern , die
jetzt nach Lohne oder Damme müßten . Das Prinzip sei an¬

erkannt , daß das Postwesen keine Einnahmequelle sein solle;
aus diesem Grundsätze sei auf dem vorigen Landtage der Be¬

schluß hervorgcgangen , wo nur ein entsprechender Verkehr vor¬

handen sei, mit Errichtung von Speditionen vorzugehen . Daß
es den Steinfelder Verkehr hemme , wenn daß Gepäck der

Reisenden zwei Stunden weit getragen werden müsse , wenn

ein Paqnet oder ein zu frankirender Brief in 's Ausland nach
Lohne oder Damme gesandt werden müsse, bedürfe wohl keiner

Ausführung . Die Kosten seien so gering , daß sie die des

Briefboten kaum übersteigen würden . Er hoffe daher , die

StaalSregierung werde sich zu Gunsten der Stcinfelder ent¬

scheiden, namentlich wenn der Verkehr durch die benachbarte
Eisenbahn mit einer Station in Diepholz sich noch steigere.

Abg . Hullmann : Nach den Erklärungen vom Mini¬
stertische sei er gegen den Antrag des Ausschusses . Nach

dessen Ablehnung würde aber die Sache in der Luft schweben
und stelle er daher , um die Angelegenheit formell zu erledigen,

den Antrag ans Uebergang zur Tagesordnung . Sollte sich der

glückliche Fall ereignen , daß Steiufeld eine Eisenbahn inseine
Nähe bekomme , dann würden sie schon mit einem Gesuche sich

wieder einfinden und gewiß an beiden Stellen , bei Regierung

und Landtag , eine günstigere Aufnahme finden.
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Der Antrag : über die Petition zur Tagesordnung über¬
zugehen , wird angenommen.

2 . Ueber das Gesuch des Candidaten der Pharmazie
August Kirchner aus Oldenburg um Aenderung des jetzigen
Systems bezüglich Vergebung von Apothekerconzessionen.

Berichterstatter Abg . Lentz : Der Petent führe aus , vom
Landtage sei die Gewerbefreiheit proclamirt , leider aber nicht
auf die Apotheken ausgedehnt . In der Hoffnung , daß der Geist
der Gewerbefreiheit auf das Conzessionöwesen einwirkeu werde,
habe er sich getäuscht . Mit dem jetzigen Verfahren erkläre
sich Petent unzufrieden , namentlich hebe er hervor , daß in
Stollhamm eine Filialapotheke errichtet sei, während doch die
Autoritäten in Preußen und Hannover durchaus Gegner der
Filialapotheken seien . Dann beklage er sich, daß er auf ver¬
schiedene Gesuche um Couzessiou zur Anlegung einer Apotheke
in Sande und an andern Orten keine Antwort erhalten habe.

ES heiße zwar , keine Antwort sei auch eine Antwort , aber
ein solcher Grundsatz möge in einem patriarchalisch - absoluten
Staate passen , für einen konstitutionellen passe er nicht . Schließ¬
lich bitte Petent um Aenderung des jetzigen , dem feudalen
Staate entsprungenen Verfahrens und um Festsetzung von
Prinzipien , nach denen nicht Geburt und Vermögen , sondern
Anciennität und Fähigkeiten den Ausschlag geben . Inwiefern
diese Grundsätze verletzt seien, werde nicht angegeben.

Der Landtag habe bei der Berathung der Gewerbeordnung

sich mit der fraglichen Angelegenheit befaßt ; damals sei von
der Staatsregierung eine Mediciualordnung in Aussicht gestellt.
Ein solches Gesetz würde auch die in dieser Eingabe berührten
Punkte erledigen und beantrage der Ausschuß,

der Landtag beschließe,
in Erwägung:

daß nach den Verhandlungen des 13 . Landtags
(Berichte S . 175 ) die Vorlage einer Medicinal-
orduung verheißen ist und diese hoffentlich bald
zu erwarten steht , die in dem Gesuche angeregte
Frage aber durch diese ihre Erledigung finden
wird,

über das Gesuch zur Tagesordnung überzngehen,
Dieser Antrag wird angenommen.
3 . Ueber das Gesuch des H . S . C . Otto zu Ostern¬

burg um Befürwortung seines bei der Großherzoglichen Staats¬
regierung angebrachten Gesuchs , betreffend die Concessionser-
theilung eines Instituts nach der Schroth ' schen diätetischen
Heilmethode , ohne Arzneimittel.

Berichterstatter Abg . Lentz : Petent erwähne , er habe
die s. g . Schrotsche Heilmethode durch fortgesetztes Studium
kennen gelernt , sich von der Wirksamkeit derselben überzeugt
und auf der Osternburg eine Anstalt errichtet . Hierin sei er
behindert , indem er nach Art . 182 des Strafgesetzbuchs zur
Strafe gezogen sei. Ein Gesuch au die Regierung sei ab¬
schlägig beschicken , ein Gesuch an den Großherzog bis jetzt mit
Resolution nicht versehen.

In dieser Lage bitte er um Befürwortung seines Gesuchs,
event . um Veranlassung einer Vorlage , die die Anwendung des
Art . 182 ausschlösse durch Aufhebung des Erfordernisses einer
Conzession — so habe der Ausschuß das nicht ganz verständ¬
liche Gesuch wenigstens anfgefaßt.

Im Ausschuß sei man über die Schrotsche Heilmethode
nicht ganz einerlei Ansicht gewesen . Einige hätten mehr , an¬
dere minder Vertrauen in dieselbe gesetzt. Als Laien habe den
Ausschußmitgliedern ein kompetentes Urtheil selbstredend nicht
zugestanden . Darin sei mau indessen einverstanden gewesen,
daß wenn ein derartiges Institut conzessionirt werden solle, die
Person des Vorstandes Garantie bieten müsse . So viel man
höre , sei die Methode vorzugsweise eine diätetische in Verbin¬
dung mit einer Wasscrcur . Es gebe jedenfalls Fälle , wo die
Anwendung dieses Heilverfahrens schaden könne ; ihm persönlich
sei aus Holstein ein Fall bekannt , wo ein junges "Mädchen
den Tod durch dasselbe gefunden habe . Wenn ein Mchtarzt
conzessionirt werden solle, bedürfe das Institut jedenfalls einer
ärztlichen Controlle und wenn man auch nicht verlangen wolle,
daß der Inhaber selbst Arzt sei , so müsse man doch einige
medizinische Kenntnisse von demselben fordern . Der zweite
Theil des Gesuchs , dem übrigens Zeugnisse über glückliche
Küren des Petenten angelegt seien , werde ebenfalls durch die
zu erwartende Medizinalordnung erledigt . Der Ausschuß be¬
antrage :

der Landtag beschließe,
in Erwägung:

daß es zwar scheint als wenn die s. g . Schroth ' sche
Heilmethode manche Krankheiten zu beseitigen
vermag,

daß sie bei manchen Krankheiten indessen auch
schaden kann,

daß dem Vorsteher einer s. g. Schroth 'schen
Heilanstalt in dieser Beziehung nothwendig ein
Urtheil zustehen muß,

daß der Bittsteller zwar Zeugnisse über glück¬
liche Kuren beigebracht hat,

daß seine Persönlichkeit aber nicht hinlänglich
bekannt ist , um beurtheilen zu können , ob er die
genügende Sicherheit gewährt,

sowie ferner in Erwägung:
daß der zu erlassenden Medicinalorduung die
Bestimmung darüber überlassen bleiben muß , ob
zur Errichtung derartiger Anstalten künftig eine
Concession nöthig sein soll,

über die Petition zur Tagesordnung überzugehen.
Abg . Rüdebusch : Er möge ein derartiges Institut

nicht gerne unterdrücken , habe aber im Ausschuß mit seiner
Ansicht nicht recht durchdringen können . Er wünsche , daß das
Gesuch unter der Bedingung , daß die Anstalt unter ärztliche
Controlle gestellt werde , zur Gewährung empfohlen würde und
beantrage:
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die Petition der Großherzoglichen Staatsregieruug
znr Berücksichtigung zu empfehlen, unter der
Bedingung, daß bei Ertheilung einer koncession
die Anstalt einer ärztlichen Kontrolle unterworfen
werde.

Sieg.-komm. Bucholtz : Zum Bortrag des Berichter¬
statters habe er aufklärend zu bemerken, daß dem Petenten
Resolution von der Staatsregierung kürzlich geworden sei.
In Bezug ans den so eben gestellten Antrag müsse er bemerken,
daß nach bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine Konzession
zu einer Heilanstalt Niemand ertheilt werden könne, der nicht
die vorschriftsmäßigen Prüfungen bestanden habe. Die Er¬
theilung einer Konzession an einen Privaten sei daher auch
unter der Pedingung ärztlicher Kontrolle unzulässig. Etwas
anderes wäre eS freilich, wenn der Unternehmer mit einem
Arzte sich assoziire.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
4. Ueber die Eingabe des SchneidermeistersW. Man¬

gels zu Brake; bezeichnet: Berichtigung über die Petition vom
4. April 1864.

Berichterstatter Abg. Lentz : Es werde auS der vorigen
Diät eine Petition von Mangels erinnerlich sein, die Beschwerde
namentlich über unschuldige Verhaftung und Bestrafung, und
Anschuldigungen wegen angeblichen Verbrechen enthalten habe.
Damals sei znr Tagesordnung übergegangcn. Der Berichter¬
statter habe damals bemerkt, der Grund der angeblichen Be¬
schwerden des Petenten scheine darin zu liegen, daß derselbe
mit der Armen-Commission in Konflikt gerathen und deßhalb
bestraft sei. Hieran knüpfe die gegenwärtige Eingabe an und
erzähle ünständlich, wie Petent von dem Amte Brake wegen
Betrunkenheit unv Unfugs mit 3 Tage Gefängniß belegt sei,
wie dies Urtheil vom Landgericht Ovelgönne auf Ungewandtes
Rechtsmittel bestätigt worden unv die Strafe abgebüßt sei.
Das Urtheil halte Petent für ganz verkehrt, namentlich griffe
er die Glaubwürdigkeit der Zeugen, unter anderen des Bür¬
germeisters an und schildere, wie jenes Urtheil die Ouelle
seines Unglücks und Elends geworden sei. Schließlich werde
angeführt, daß Petent sich das Schicksal seiner vorigen Peti¬
tion nicht anders erklären könne als daraus, daß der Bericht¬
erstatter den wahren Sachverhalt verschwiegen habe.

Die Petition sei unklar, verworren und coufus; es sei
nicht einmal ersichtlich, wogegen Petent Abhülfe verlange und
was der Landtag für ihn thun solle. Selbst auf die Gefahr
hin, daß er von dem Petenten wie der vorige Berichterstatter
kritisirt werde, habe er daher lediglich Uebergaug zur Tages¬
ordnung zu beantragen.

Dieser Antrag wird angenommen.
Achter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Fi¬

nanzausschusseszu dem Schreiben Großh. Staatsregierung
vom 31. März 1865, betreffend Gewährung eines staatlichen
Zuschusses zu den Kosten des Durchstichs der s. g. Duttler
Hörne.

Die Allsschußanträge werden ohne Debatte angenommen.
Anträge znr zweiten Lesung des nach Antrag 2 in erster Le¬
sung angenommenen Entwurfs eines Enteignuugsgesetzes für
den vorliegenden Fall sind bis Dienstag Mittag einznbringeu.

Neunter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Fi¬
nanzausschusses über den Entwurf eines Gesetzes für das Für-
steuthum Birkenfeld, betr. Uebernahme von Wegen als Staats¬
straßen. (Berichterstatter Abg. Brockhaus .)

Antrag 1 und 3.
Reg.-Comm. Vucholtz : Da die Minorität eine gegen¬

teilige Ansicht zu verteidigen versucht habe, wolle er mit
einigen Worten noch über die Berlage sich äußern. Die
Staatsregierung habe früher auch auf dem Standpunkt der
Minderheit gestanden, d. h. nicht mir Gemeindewege zu
Staatswegen erheben, sondern gleichzeitig jetzige Staatswege
den Gemeinden zulegen wollen. Dieser Standpunkt sei ledig¬
lich deshalb ausgegeben, weil der Provinzialrath den gegen¬
teiligen Wunsch und Antrag geäußert habe. Letzterer Antrag
sei wesentlich darauf basirt, daß die Aufhebung von StaatS-
wegen und Uebertragung derselben auf Gemeinden füglich noch
einige Zeit ausgesetzt werden könne, bis sich die neue Gestal¬
tung der VerkehrSverhaltnisse in Folge der Rhein- Nahebahn
besser übersehen lasse. Dies scheine jedenfalls unbedenklich,
da die schlüssige Beordnung ja durchaus keine Eile habe.
Wenn die Minderheit die frühere Ansicht der Staatsregierung
festhalte und sage, daß man in gleicher Weise auch mit der
Uebernahme von Gemeindewegen als Staatswege warten könne,
so sei dies doch nicht der gleiche Fall. Welche Wege als
Staatswege zu übernehmen seien, darüber seien Provinzialre-
giernng, Provinzialrath und Staatsministerium durchaus ein¬
verstanden, und es fehle also an jedem besonderen Grunde,
hiemit noch zu warten. Insbesondere komme noch der spezielle
Punkt in Betracht, daß die zu übernehmende Straße von Sell-
bach bis an die Landesgrenze in ihrer Fortführung aus Preu¬
ßischem Gebiet chaussirt werden solle und daß diesseits ein
Entgegenkommen mit Chausseebau in Aussicht gestellt und eine
Vorlage an den Landtag verheißen sei.

Abg. Brockhaus : Er halte es nicht für zweckmäßig,
die Regelung der Wegaugelegenheit halb vorzunehmen. Dem
Beschlüsse des Provinzialraths sei erhebliches Gewicht nicht
beizulegen, weil derselbe nur mit 8 gegen6 Stimmen gefaßt
sei und weil die dafür geltend gemachten Gründe nicht stich¬
haltig seien. Die Verkehrsverhältnisse hätten sich jetzt, da die
Bahn fünf Jahre in Betrieb sei, genügend entwickelt. Der
von dem Reg.-Commissär für die Uebernahme speziell geltend
gemachte Punkte falle nicht iu's Gewicht, weil auch schon früher
Straßen auf Staatskosten ausgebaut seien, ohne daß sie im
Wege des Gesetzes erst zu Staatsstraßen erhoben worden.

Abg. Eissel : Es sei vielleicht überflüssig, die Ablehnung
des Minderheitsantrags noch weiter zu empfehlen, nachdem vie
Sache vom Regicrungstische in ein so klares Licht gestellt sei;
nur ans die speziellen Bemerkungen der Minorität habe er
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Einiges zu erwiedern. Es sei richtig, daß der Beschluß, mit
der Aufhebung von Staatswegen zur Zeit nicht vorzugehen,
nur mit 8 gegen6 Stimmen gefaßt sei, Thatsache sei aber
auf der andern Seite, daß der Beschluß, die Aufnahme der
Gemeindewege als Staatswege betreffend, einstimmig gefaßt
sei. Zwei derselben seien in Bau begriffen, eine bereits aus¬
gebaut und -zwar auf Staatskosten. Eine solle ausgebant
werden und eine, von Idar nach Katzenloch, sei von der Ge¬
meinde.chaussecmäßig hergestellt und werde schon längere Zeit
mit einer Post befahren. Das Fürstenthum habe kaum eine
Straße mit größerer Frequenz. Langst sei von Gemcindewe-
gen um Uebernahme dieser Straße als Staatsstraße petitionirt,
stets habe eö geheißen, eine allgemeine Klassifikation sei abzu¬
warten. Endlich sei es nun au der Zeit, der Gemeinde die
Kosten abzunehmen, deren Höhe man ans Antrag 3 erkennen
könne, nach welchem noch 1000 Thlr für die laufende Finanz¬
periode verlangt würdein Die Mittel zu den erst genannten
Srraßen seien vom Landtage bereits bewilligt und müßten die¬
selben bei ihrer Bedentenheit nach dem Gesetze von 1838 als
Staatsstraßen erklärt werden. Dies beabsichtige anch nur der
Gesetzentwurf. Andrerseits sei es richtig, daß der Berkchr auf
einigen bisherigen Staatsstraßen abgcnommen habe; dies sei
aber nicht in dem Grade der Fall, wie der Abg. Brockhans
behaupte, Einiger Lerkehr sei vielmehr noch da und müsse
cs sich erst gestalten, ob der Verkehr dauernd so gering werde,
daß die Wege den Charakter und die Bedeutung von Gemein-
Lewegcn erhielten. Geschehe dies, dann werde eine deSsalsige
Vorlage nicht auf sich warten lassen.

Abg. Brockhans : Die Nothwendigkeit der Ueber¬
nahme  bestreite er nicht, er wolle dieselbe nur anfschieben und
finde das nur so unbedenklicher, als der Ausbau für die lau¬
sende Finanzperiode nicht in Aussicht genommen sei. Was
andererseits dies Aufgeben bisheriger Staatsstraßen betreffe,
so sei der Verkehr znm Theil so unbedeutend ans denselben, daß
Gras auf ihnen wachse.

Minister v . Berg : Er wolle nur einen Gesichtspunkt
schärfer hervorheben, als von dem Abg. Eissel  geschehen sei
— den der Gerechtigkeit. Wenn es fcstslehe, daß ein bis¬
heriger Gemcindeweg dem allgemeinen  Verkehr diene, dann
müsse  derselbe der Gemeinde abgenommen werden. Diese
Forderung der Gerechtigkeit sei seines Erachtens durchschlagend,
wiewohl er anerkenne, daß es wünschenswerth gewesen, gleich¬
zeitig die andere Seite dieses Verhältnisses zu beordnen. Die
Staatsregierung hoffe bald in der Lage zu sein, auch hierüber
weitere Vorlage zu machen.

Antrag 1 (auf Ablehnung im Ganzen) wird abgelehnt,
Antrag 3 (auf Annahme im Ganzen) wird angenommen.
Antrag 2 ist mit der Ablehnung von 1 erledigt, Antrag 4
kommt nach der Bemerkung des Berichterstatters, der der Vor¬
sitzende bcistimmt, erst nach der zweiten Lesung des Entwurfs
zur Verhandlung. Anträge zur zweiten Lesung bis Diens¬
tag Mittag.

Zehnter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Fi¬
nanzausschusses zu dem Schreiben der Staatsregierung vom
31. März 1865, betreffend Nachbcwillignng zu den Kosten einer
landwirthschaftlichen Lehranstalt in Cloppenburg. (Berichter¬
statter Abg. Bartel .)

Abg. Töllner : Er habe um das Wort gebeten, da er
im Ausschüsse den Antrag auf Ablehnung mit gestellt habe.
Er halte die Derbindug einer Wirthschaft für praktische Ver¬
suche mit einer Lehranstalt überall nicht für zweckmäßig. Die
Zeit des Schulbesuchs von einem, bis anderthalb, höchstens
zwei Jahren werde weit besser benutzt, wenn sie lediglich auf
theoretische Ausbildung verwandt werde. Von Ackerbanschülern
selbst habe er diese Ansicht wiederholt anssprechen hören. Zu¬
dem könnten die Mittel recht wohl durch Erhöhung des Schul¬
geldes beschafft werden, wenn mit der Zeit doch praktische An¬
leitung gegeben werden solle. Das Schulgeld betrage in
Nenenburg 30 Thlr. , in Cloppenburg nur 10 Thlr ; wenn
cö auch nur auf 20 Thlr. erhöht werde, würden die Kosten,
welche jetzt aus der Staatskasse verlangt würden, schon bei
einer Frequenz von 25 Schülern beschafft sein.

Abg. Fortmann  beantragt namentliche Abstimmung;
der Antrag wird unterstützt und wird in namentlicher Abstim¬
mung der mit der StaatSregiernng übereinstimmende Antrag
der AuSschnßmehrheit mit 34 gegen 14 Stimmen angenommen.

Gegen den Antrag stimmten die Abgeordneten:
BnnnieS , Hardt , Hoting , Huchting , Müller,

Oetkeu , OldejohannS , Rüdebusch , Strodthoff,
Struthofs , Suhren , Töllner , Abels , Ahlerö.

ES fehlt der Ab. Ahlhorn.
Hiermit ist die Tagesordnung erledigt.
Nächste Sitzung: Mittwoch den 12. d. M., Morgens

11 Uhr.
Tagesordnung:
1. Ansschußberichtüber den Gesetzentwurf, betreffend

das Unterrichts- und Erziehungswesen im Fürstenthum Lübeck.
2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betreffend das

Verfahren, um Papiere auf den Inhaber außer Conrs und
wieder in Cours zu setzen re.

3. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betreffend die
Einführung einer Einkommensteuer für das Fürstenthum Lübeck.

4. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betreffend die
Einführung einer Einkommensteuer für das Fürsteuthum Bir¬
kenfeld.

5. Mündlicher Bericht des JustizauSschusscs, betreffend die
Beschwerde des I . Caesar  in Varel wegen Mißbrauchs der
Amtsgewalt des Justizministersvoüi Rössing  rc.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betreffend
verschiedene Petitionen.

7. Bericht des Zollausschusses, betreffend Einführung
eines neuen Zollvereintarifs.

Borfitzender : Was noch rückständig sei, beschränke
sich auf einige Petitionen, Berichte des Zollausschnsses(Ber-
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trag mit Hannover wegen der Salzsteuer, Fortmann 'scher
Antrag) und die Militair-Convention mit Hamburg. Wenn
auch die Möglichkeit vorliege, alles Andere in einer Sitzung
zu erledigen, so sei doch hinsichtlich des letzten Punktes noch
keine Gewißheit vorhanden. Heute Nachmittag und vielleicht
morgen komme der Ausschuß mit dem Reg. - Commissär zu¬
sammen, so daß am Mittwoch sich wahrscheinlich bestimmen
lasse, ob am Sonnabend die letzte Sitzung stattfinden könne.
Ohne diese Aussicht, am Sonnabend fertig zu werden, werde
er auf diesen Tag keine Sitzung ansetzen, sondern die nächst¬
folgende Sitzung auf Mittwoch nach Ostern setzen.

Minister von Berg : Bei der obwaltenden Ungewiß¬
heit über die Erledigung der Militärconvention sei es gewiß
korrekt, daß der Landtag bis Sonnabend nach Ostern verlän¬

gert werde. Es sei dazu eine Verordnung nöthig, die am
Mittwoch zu erscheinen habe, und werde es daher angemessen
sein, den Termin so weit zu setzen, daß eine nochmalige Ver¬
längerung keinenfalls erforderlich werde. In diesem Sinne
werde er daher Sr . Königl. Hoheit dem Großherzoge Vor¬
schläge machen.

Da sonst in dieser Sache Niemand ums Wort bittet, er¬
klärt der Vorsitzende, er werde also in der angegebenen Weise
verfahren.

Schluß der Sitzung 1 Uhr Nachmittags.

Der Berichterstatter

Ramsauer.
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